Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 2113 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. Au- 
gust 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der 
Fassung der dazu ergangenen Änderungsge- 
setze wird wie folgt geändert: 
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4 34 

Entrichtung in Vierteljahrsbeträgen 

(1) Die verbleibende Abgabeschuld 
(§ 33) ist in gleichen vierteljährlichen 
Teilbeträgen (Vierteljahrsbeträgen), die 
eine Tilgung und Verzinsung der verblei- 
benden Abgabeschuld darstellen, zu ent- 
richten. 

(2) Die Abgabeschuld ist bis 31. März 

1979 zu entrichten, soweit das gesamte 
abgabepflichtige Vermögen (§ 30) den Be- 
trag von DM nicht übersteigt 

oder soweit es sich um land- und forst- 
wirtschaftliches Vermögen, Mietgrund- 
stücke und Einfamilienhäuser handelt. 

(3) Im übrigen ist die Abgabeschuld bis 
zum 31. März 1969 zu entrichten. 

(4) Die Vierteljahrsbeträge werden 
durch Anwendung von Hundertsätzen 
(Vierteljahrssätzen) auf die verbleibende 
Abgabeschuld nach Maßgabe der §§ 35 
und 36 berechnet." 

2. § 35 erhält folgende Fassung: 


4 35 

Abstufung der Vierteljahrssätze 

(1) Unter Zugrundelegung des am 
1. April 1949 beginnenden Tilgungszeit- 
raumes betragen die Vierteljahrssätze, 
gemessen an der verbleibenden Abgabe- 
schuld (§ 33) vorbehaltlich des Absatzes 2 

1. 1,5 vom Hundert 

a) beim Betriebsvermögen mit Aus- 
nahme derjenigen Betriebsgrund- 
stücke, für die nach Nr. 2 oder 3 
ein ermäßigter Vierteljahrssatz gilt, 

b) bei den Grundstücken, für die nicht 
nach Nr. 2 oder 3 ein ermäßigter 
Vierteljahrssatz gilt, 

c) beim sonstigen Vermögen im Sinne 
des Bewertungsgesetzes; 

2. 1,25 vom Hundert 

bei gemischtgenutzten Grundstücken im 
Sinne des § 32 der Durchführungsverord- 
nung zum Bewertungsgesetz vom 2. Fe- 
bruar 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 81), so- 
weit sie gehören 

a) zum Grundvermögen im Sinne des 
Bewertungsgesetzes, 

b) zum Betriebsvermögen von Woh- 
nungs- und Siedlungsunternehmen im 
Sinne des § 9 der Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaftsteuer- 
gesetzes in der Fassung vom 28. De- 
zember 1950 (Bundesgesetzbl. 1951 I 
S. 38), 
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c) zum Betriebsvermögen von Unter- 
nehmen, deren Hauptzweck die Ver- 
mietung oder Verpachtung eigenen 
Grundbesitzes ist, soweit sie nicht be- 
reits unter Buchstabe b fallen; 

3. 1 vom Hundert 

a) beim land- und forstwirtschaft- 
lichen Vermögen, 

b) bei Mietwohngrundstücken und 
Einfamilienhäusern im Sinne des 
§ 32 der Durchführungsverordnung 
zum Bewertungsgesetz, wenn die in 
Nr. 2 Buchstabe a, b oder c vorge- 
schriebene Voraussetzung vorliegt. 

Der Vierteljahrssatz wird durch Ge- 
setz von 1 auf 1,25 vom Hundert 
erhöht werden, sobald eine Ände- 
rung der gesetzlichen Mietzinsrege- 
lung eine solche Erhöhung tragbar 
erscheinen läßt. 

(2) Für die Zeit ab 1. April 1956 be- 
tragen die Vierteljahrssätze, sofern die 
Voraussetzungen des § 34 Abs. 3 ge- 
geben sind, in den Fällen des Absatzes 1 
Nr. 1 2 vom Hundert, in den Fällen des 
Absatzes 1 Nr. 2 1,75 vom Hundert." 

3. § 36 erhält folgende Fassung: 

4 36 

Anwendung der Vierteljahrssätze 

(1) Die sich aus § 35 ergebenden Vier- 
teljahrssätze sind nur in den Fällen an- 
zuwenden, in denen von der Nacherhe- 
bung der Vierteljahrsbeträge für die er- 
sten drei Jahre der am 1. April 1949 be- 
ginnenden Laufzeit abgesehen wird (§§ 56 
und 88 Abs. 1). 

(2) In allen anderen Fällen sind die 
nach § 35 auf die ersten drei Jahre der 
Laufzeit anfallenden Vierteljahrsbeträge 
in der verbleibenden Laufzeit nachzuent- 


richten. Die Vierteljahrssätze werden 
deshalb für die verbleibende Laufzeit wie 
folgt erhöht: 

1. der Vierteljahrssatz von 1,5 vom 
Hundert auf 1,7 vom Hundert, 

2. der Vierteljahrssatz von 1,25 vom 
Hundert auf 1,4 vom Hundert, 

3. der Vierteljahrssatz von 1 vom Hun- 
dert auf 1,1 vom Hundert, 

4. der Vierteljahrssatz von 2 vom Hun- 
dert (§ 35 Abs. 2) auf 2,2 vom Hun- 
dert, 

5. der Vierteljahrssatz von 1,75 vom 
Hundert (§ 35 Abs. 2) auf 1,8 vom 
Hundert. 

(3) Sind nach der Zusammensetzung 
des Vermögens in den Fällen des Ab- 
satzes 1 oder 2 verschiedene Vierteljahrs- 
sätze maßgebend, so ist das gewogene 
Mittel aus ihnen anzuwenden. Für die 
Berechnung des gewogenen Mittels gilt 
§ 37." 

Artikel 2 

Die durch dieses Gesetz erreichten Mehr- 
einnahmen bei der Vermögensabgabe dürfen 
zu keiner Verminderung der in § 6 Abs. 1 
des Lastenausgleichsgesetzes festgelegten Län- 
derzuschüsse führen. 

Artikel 3 

Die in § 88 des Lastenausgleichsgesetzes für 
Berlin (West) getroffene Sonderregelung 
wird sinngemäß nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes gestaltet. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Bonn, den 22. Februar 1956 


Ollenhauer und Fraktion 



